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Landgericht Mosbach entscheidet
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Das Landgericht Mosbach entscheidet über den gesetzlich vorgeschriebenen Preisaushang nach § 19 FahrlG

Vorgeschriebener
Preisaushang ist nichtig
Das Landgericht Mosbach hat in ei-
nem brandaktuellen Urteil vom
29.06.2012 (Az. 4 O 7/12 KfH)
überraschend entschieden, dass der
mit Anlage 5 zu § 7 DV-FahrlG ge
setzlich vorgeschriebene Preisaus-
hang nach § 19 FahrlG nichtig ist.

In dem Verfahren ging es primär um die
Zulässigkeit der Erhebung von soge-
nanntem Intensiventgelt im Rahmen ei-
ner Führerschein-Komplettausbildung in
nur 11 Tagen (Intensivkurse). Die Klage-
partei, der Fahrlehrerverband Baden-
Württemberg, hatte eine Fahrschule auf
Unterlassung in Anspruch genommen, in
ihrer Werbung neben dem Grundbetrag
ein zusätzliches Intensiventgelt für seine
Intensivkurse aufzuführen.

Das Gericht stellte fest, dass dem Kläger
zwar ein Unterlassungsanspruch zusteht,
dieser aber nicht auf Anlage 5 zu § 7 DV-
FahrlG gestützt werden kann, wie der
Kläger meinte. Bei dieser Anlage handelt
es sich um den sogenannten „amtlichen
Preisaushang“, wie ihn alle Fahrschulen
verwenden müssen. Nach Auffassung
des Landgerichts ist Anlage 5 zu § 7 DV-
FahrlG nichtig, weil sie von der
Ermächtigungsgrundlage (§ 19 Abs. 2
FahrlG) nicht gedeckt ist.

In seiner Begründung führte das Gericht
aus, dass Anlage 5 zu § 7 DV-FahrlG eine
wettbewerbsrechtliche Vorschrift i. S. d.
Gesetzes über den unlauteren Wettbe-
werb darstellt. Darunter sei jede Rechts-
norm zu verstehen, die in Deutschland
Geltung besitzt, also auch Rechts-
verordnungen. Anlage 5 zu § 7 DV-
FahrlG ist eine Rechtsverordnung, die
aufgrund der Ermächtigungsgrundlage
des § 19 Abs. 2 FahrlG erlassen wurde.
Der gesetzlich vorgeschriebene Preis-
aushang sei auch dazu bestimmt, im
Interesse der Marktteilnehmer das

Markthandeln zu regeln, weil damit Ver-
gleiche zwischen den Angeboten von
Fahrschulen ermöglicht werden sollen.

Anlage 5 zu § 7 DV-FahrlG untergliedert
sich in Bezug auf die nicht praktisch
durchgeführte Ausbildung in die Kate-
gorien „Grundbetrag“ und „Vorstellungs-
entgelte“. Unter der Kategorie Grundbe-
trag sind zwei Positionen aufgeführt:
Zum einen der Grundbetrag für die allge-
meinen Aufwendungen einschließlich
des theoretischen Unterrichts, zum an-
deren der Grundbetrag bei Nichtbeste-
hen der theoretischen Prüfung und wei-

terer Ausbildung. Eine Kategorie Inten-
siventgelt existiert nicht. Nachdem in An-
lage 5 zu § 7 DV-FahrlG unter der Kate-
gorie Grundbetrag kein Intensiventgelt
aufgeführt ist, verstößt die Werbung mit
dem Begriff „Intensiventgelt“ gegen
diese Vorschrift.

Nach Auffassung des Gerichts steht dem
nicht entgegen, dass der gesetzlich vor-
geschriebene Preisaushang neben dem
Grundbetrag für die allgemeinen Auf-
wendungen einschließlich des theore-
tischen Unterrichts einen weiteren Grund
betrag bei Nichtbestehen der theo-
retischen Prüfung und weiterer Ausbil-
dung beinhaltet. Es könne dahingestellt
bleiben, ob das Intensiventgelt für eine
Fahrschulausbildung in 11 Tagen ebenso
wie die weitere Ausbildung bei Nichtbe-

stehen der theoretischen Prüfung eine
zusätzliche Leistung darstellt, die vom
Grundbetrag für die allgemeinen Auf-
wendungen einschließlich des theore-
tischen Unterrichts nicht erfasst ist.

Entscheidend für das Gericht ist, dass
das unter der Kategorie Grundbetrag auf-
geführte Entgelt für die weitere Ausbil-
dung bei Nichtbestehen der theoreti-
schen Prüfung nicht von der Ermächti-
gungsgrundlage des § 19 II FahrlG ge-
deckt ist, da nach § 19 I 1 FahrlG das Ent-
gelt pauschaliert für die allgemeinen Auf-
wendungen des Fahrschulbetriebs ein-
schließlich des gesamten theoretischen
Unterrichts anzugeben sei. Diesen An-
forderungen genüge die isolierte Aus-
weisung des zu entrichtenden Grundbe-
trags der weiteren Ausbildung bei Nicht-
bestehen der theoretischen Prüfung
nicht. Nach Auffassung des Gerichts wä-
re es aufgrund der Ermächtigungsgrund-
lage notwendig gewesen, dass der ge-
samte Grundbetrag bei Nichtbestehen
der theoretischen Prüfung ausgewiesen
worden wäre. Zumindest in diesem
Punkt sei Anlage 5 zu § 7 DV-FahrlG nicht
von der Ermächtigungsgrundlage ge-
deckt und insoweit nichtig. Die Prüfungs-
und Verwerfungskompetenz für verfas-
sungswidrige Verordnungen obliegt dem
streitentscheidenden Richter.

Da der Preisaushang gem. Anlage 5 zu §
7 DV-FahrlG nicht von der Ermächtigungs
grundlage gedeckt und damit nichtig sei,
sei der Beklagte nicht aus diesem Grunde
zur Unterlassung verpflichtet.

Dieses Urteil wirft m. E. mehr Fragen auf
als dass es klärt. Vor allem stellt sich die
Frage, wie die Fahrschulen mit dieser Ent-
scheidung umgehen müssen, falls diese
rechtskräftig würde. Wenn man die Auf-
fassung des Gerichts nämlich konse-
quent zu Ende denkt, würde die

RA Dietrich Jaser
informiert.
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Fahrschule, die den Preisaushang exakt
nach Anlage 5 zu § 7 DV-FahrlG gestaltet,
damit gegen § 19 I 2 verstoßen. Ver-
wendet sie die Anlage 5 zu § 7 DV-
FahrlG nicht, läuft sie Gefahr, wie der Be-
klagte im vorliegenden Fall, abgemahnt
und auf Unterlassung in Anspruch ge-
nommen zu werden.

Diese Entscheidung ist ein erneuter Beleg
dafür, dass das Fahrlehrergesetz und sei-
ne Durchführungsverordnung unter gra-
vierenden Mängeln leiden, die von der
Rechtsprechung nur schwerlich geschlos-
sen werden können. So hatte erst vor kur-
zem der Verwaltungsgerichtshof Baden-

Württemberg entschieden, dass die Re-
gelung des § 2 Abs. 3 Satz 2 DV-FahrlG
nicht von der Ermächtigungsgrundlage
gedeckt und damit verfassungswidrig ist.
Nun stellt das LG Mosbach die Verfas-
sungswidrigkeit des vorgeschriebenen
Preisaushangs gem. Anlage 5 zu § 7 DV-
FahrlG fest. Anscheinend sind dem Ver-
ordnungsgeber (verschiedene Bundesmi-
nisterien) bei der Abfassung der DV-FahrlG
die Pferde durchgegangen. Man darf daher
gespannt sein, welche Vorschrift der
Durchführungsverordnung als nächste für
verfassungswidrig erklärt wird.

Dieser Zustand ist für die Fahrlehrer-

schaft alles andere als befriedigend. Es
wird daher höchste Zeit, dass die Bun-
desregierung dem Gesetzgeber endlich ei-
ne schlüssige, stringente und in sich stim-
mige Regelung des Fahrlehrerrechts vor-
legt. Wir bleiben dran.

Hinweis: Das Urteil ist nicht rechtskräftig.
In nächster Instanz wird das Oberlandes-
gericht Karlsruhe zu entscheiden haben.
Wir werden wieder berichten.

DOMUS JURIS
Rechtsanwalt Dietrich Jaser
89312 Günzburg
www.domusjuris.de

Das Landgericht Mosburg
sagt: Dieser Preisaushang
nach §19 Fahrlehrergesetz
ist nichtig.

Besuch vom Finanzamt

Zeitlich befristete Versetzung

Ein Finanzprüfer darf bei einer Umsatz-
steuer-Nachschau nach „ 27b UStG un-
angekündigt erscheinen. Auch hat er
das Recht, Fotos als Beweismaterial zu
machen. Allerdings nicht vom Unterneh-
mer selbst und in seinenPrivaträumen.

Ist eine Versetzung in eine andere
Filiale des Betriebes zeitlich befristet,
wird diese Filiale nicht zur regelmäßi-
gen Arbeitsstätte.

OFD Magdeburg, Verfügung v. 20.02.2012,
AZ S 7420b – 7 – St 24

FG Rheinland-Pfalz v. 29.03.2012, AZ: 5 K 2160/11
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Umfrage bestätigt:

Fahrlehrer für Erhalt von
ASP-Seminaren

Fahrlehrer sind mehrheitlich für den Er-
halt der Aufbauseminare gem. § 4 StVG,
genannt ASP-Seminare. Dies hat eine
Umfrage durch den Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer ergeben.

Wie publiziert, will das BMVBS das
bisherige Aufbauseminar durch ein

Fahreignungsseminar ersetzen. Und das,
obwohl bei Untersuchungen den Fahr-
lehrern überwiegend positive Bewer-
tungen zuteil wurden. Das zwischen-
zeitlich erreichte hohe Niveau liegt nicht
zuletzt am Fortbildungsaufwand, dem die
Seminarleiterunterliegen.

Der VGH Baden-Württemberg vertrat im
Jahr 2008 die Meinung, dass durch die
gesetzlich geregelten und deutlich über
das Maß eines normalen Fahrlehrers
hinausgehenden Weiterbildungsanfor-
derungen die Aktualisierung der erfor-
derlichen Kenntnisse sichergestellt wäre.
Viele uns bekannte Überwacher bestäti-
gen diese Sichtweise. Im Zuge der Um-
stellung vom Verkehrszentralregister
zum Fahreignungsregister wird nun mit
nicht belegbaren Argumenten versucht,
die wenigen bekannten Ergebnisse zu
negieren, um eine komplette Neugestal-
tung der Seminare zu erreichen. Bevor
jedoch eine neue Variante gesetzlich ver-
ankert wird, ist aus wissenschaftlicher
Sicht ein klarer empirischer Evidenz-
nachweis notwendig. Für eine neue
Form gibt es gar keine, für die alte Form
der Seminare immerhin eingeschränkt
verwertbare positive Feststellungen.

Die Konzeption dieser neuen Fahreig-

nungsseminare hat bereits bei einer
oberflächlichen Betrachtungsweise kaum
Aussicht auf Erfolg. Das gilt selbst dann,
wenn für die Konzeptionsvorbereitung
fachlich versierte Wissenschaftler ver-
antwortlich zeichnen.

Die aktuell bekannten Planungen teilen
das Fahreignungsseminar in 5 Module
auf. Davon soll ein Fahrlehrer 2 Module a
90 Minuten, ein Verkehrspsychologe 3
Module a 60 Minuten durchführen. Der
Teilnehmer kann grundsätzlich die
jeweiligen Seminarleiter frei wählen. Pro
Seminar sind maximal drei Teilnehmer
vorgesehen, die Verkehrspsychologen
führen grundsätzlich Einzeltermine
durch. Die Inhalte für den Fahrlehrer
orientieren sich im Wesentlichen an ei-
nem Fahrlehrer durchaus bekannten Vor-
gaben. Trotzdem wird für bereits tätige
Seminarleiter eine zweitägige Umschu-
lung mit anschließender befristeter Zu-
lassung angestrebt. Erst nach erfolgter
Überwachung wird die unbefristete
Erlaubnis erteilt. In Folge ist jährlich ein
Weiterbildungstag zu durchlaufen. Fahr-
lehrer müssen dadurch mit einem hohen
Kostenaufwand rechnen, erhalten aber
wohl keinen Zugang zu einer Gebühren-
ordnung, so dass die am Markt erziel-
baren Preise erneut einer freien Kalku-

Vorwort

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte
prüfen Sie nachhaltig, welche Mei-
nung Sie selbst zum aktuellen The-
ma, aber auch zu anderen anstehen-
den Änderungen vertreten.

In Kürze stehen viele Neuregelungen
mit direkten und starken Auswirkun-
gen auf die Fahrlehrerschaft an.

Die dann getroffenen Entscheidungen
werden sich nur schwer oder gar nicht
mehr revidieren lassen.

Wer jetzt den Kopf in den Sand steckt
und hofft, alles wird „schon irgendwie
gut“, darf später stolz darauf sein, an
den neuen „Arbeitsbedingungen“
selbst mitgewirkt zu haben. Und wenn
es nur durch Untätigkeit ist. Spätere
Beschwerden sind dann aber unan-
gebracht.

Telefonieren als
Beifahrer für
Fahrlehrer legitim
Ein Fahrlehrer gilt ohne Zweifel laut
Straßenverkehrsordnung immer als Füh-
rer des Kraftfahrzeugs. Somit könnte
man annehmen, er dürfe bei Aus-
bildungsfahrten nicht mit dem Handy
telefonieren. Auch die Stadt Herne war
dieser Auffassung, als sie einem Fahr-
lehrer einen Bußgeldbescheid schickte,

da er als Führer eines Kraftfahrzeugs ver-
botswidrig ein Mobiltelefon benutzt ha-
be. Es sei unerheblich ob er als Fahrer
oder als Beifahrer unterwegs war, aus-
schlaggebend sei dass er juristisch als
Führer des Kraftfahrzeugs anzusehen
sei und er bei laufendem Motor das Han-
dy nicht hätte benutzen dürfen. Das
Amtsgericht Herne stellte diese falsche
Auslegung der „Fahrlehrer-Klausel“ rich-
tig. Ein in Ausbildung befindlicher und
über keine Fahrerlaubnis verfügender
Fahrschüler ist zwar juristisch nicht als

verantwortlicher Fahrzeugführer greif-
bar. Allerdings kommt es für die straf-
oder ordnungswidrigkeitsrechtliche Ver-
antwortung eines Autofahrers nur da-
rauf an, ob er das Fahrzeug eigenhän-
dig geführt hat, also es während der
Fahrt selbst lenkte, anhielt, parkte und
wieder weiterfuhr. Diese Tätigkeiten
verrichtete nicht der Fahrlehrer, son-
dern sein am Lenkrad sitzender Fahr-
schüler.

AG Herne-Wanne
AZ 21 OWi-64 Js 891/11-264/11
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Umfassende Pflichten
der Steuerberater

Unterhaltsrecht

Haftungsverteilung

AGB für Mobilfunk

Ein Steuerberater hat weitreichende Pflichten.
Selbst wenn er nur Steuererklärungen erstellt,
muss er im Rahmen eines Dauermandats
trotzdem auf naheliegende Steuerrisiken hin-
weisen, auch wenn er für deren Lösung nicht
ausdrücklich mandatiert ist.

Ein Steuerberater hatte für einen Mandanten
über Jahre Abschlüsse und Steuererklärungen
erstellt. Er war nicht für umfassende inhaltliche
Beratung des Unternehmers beauftragt. Der
Mandant musste aufgrund überhöhter
Chefgehälter 120.000 Euro Steuern nachzah-
len. Er verklagte den Steuerberater, da der ihm
nicht die Risiken der erhöhten Bezüge aufge-
zeigt hatte und bekam Schadenersatz zuge-
sprochen.

Nach der Scheidung muss sich auch eine Unter-
nehmergattin nach einem angemessenen Mini-
job umsehen. Auch sie ist nicht ausgenommen
von dem 2008 verschärften Unterhaltsrecht.

Im vorliegenden Fall hatte die ungelernte Frau
vor der Scheidung bei ihrem Mann als Sekretä-
rin gearbeitet. Nach der Scheidung durfte sie
zwar die eheliche Eigentumswohnung behal-
ten, verlangte aber dennoch üppig Unterhalt
von ihrem Mann. Ihre Forderung wurde zu gro-
ßen Teilen abgewiesen. Sie muss sich um eine
angemessene Teilzeitstelle bemühen.

Kann nach einem Verkehrsunfall nicht mehr
nachvollzogen werden, wer der Verursacher
des Schadens ist, ist eine Haftungsverteilung
von 50:50 gerecht und angemessen. Es war
nicht mehr zu eruieren, ob der Fahrer eines Lini-
enbusses beim Ausfahren aus der Haltebucht
den Blinker gesetzt hat, oder ob man einen Ver-
stoß des vorbeifahrenden PKW-Fahrers anneh-
men konnte, der dem Busfahrer keine ungehin-
derte Abfahrt vonderHaltestelle ermöglicht hat.

Dem Kunden eines Anbieters für Mobilfunkleis-
tungen steht nach Vertragsbeendigung ein
Anspruch auf Rückerstattung eines Prepaid-
Guthabens zu, auch ohne dass dies in den
Vertragsbedingungen ausdrücklich geregelt ist.

Selbst wenn der Prepaid-Mobilfunkvertrag
vorsieht, dass dem Kunden eine Gebühr für die
Auszahlung von Restguthaben bei der Been-
digung des Vertrags berechnet werden soll, ist
dies unwirksam.

Es wäre eine unangemessene Benachteiligung
des Kunden, ein gesondertes Entgelt für die
Erfüllung dieser ohnehin vertraglich geschulde-
ten Leistung zu verlangen.

BGH, AZ: IX ZR 92/08

BGH, AZ: XII ZR 178/09

LG Saarbrücken AZ: 13 S 209/11

OLG Schleswig-Holstein vom 27.03.12
AZ 2 U 2/11 BB 2012, 910

In Kürze lation und damit dem Wettbewerb
unterliegen. Wir bitten zu beachten, dass
es für die beteiligten Verkehrspsycholo-
gen wohl keine vergleichbaren Beschrän-
kungenundÜberwachungengebenwird.

Wir haben uns lange darüber Gedanken
gemacht, warum eine solche Konstruk-
tion jetzt Gesetzescharakter erlangen
soll. Dabei sind wir erneut auf netzwerk-
artige Strukturen gestoßen, die mögli-
cherweise großes Interesse an vorges-
chriebenen Konzepten und Begleitmate-
rial sowie kostenpflichtigen Überwachun-
gen und laufenden Fortbildungen haben
könnten. Dieses neue Seminar soll dann
tatsächlich evaluiert werden. Mit un-
gewissem Ausgang. Denn bei zwei betei-
ligten Köchen wird sich nur schwer derje-
nige herausfiltern lassen, der möglicher-
weise den Brei verdorben hat. Es drängt
sich dabei die Frage auf, ob das dann
vielleicht sogar der beteiligte Fahrlehrer
werden könnte? Aus unserer Sicht kann
bei der Eliminierung der ASP-Seminare
und einer Neuauflage unter anderem
Namen sowie veränderten Rahmen-
bedingungen kaum die Verkehrssicher-
heit im Vordergrund stehen. For-
schungsaufträge, Regelungen, Konzep-
te, Begleitmaterial, Schulungen, Über-
wachungen: Damit lassen sich mögli-
cherweise finanzielle Interessen befrie-
digen. Uns scheint, dass Personen in
geeigneten Positionen, mit Verbindungen

und geschickt formulierten Begrün-
dungen versuchen, dem Fahrlehrer und
in letzter Konsequenz auch dem Bürger,
tief in die Tasche zu greifen. Aus diesem
Grund hat der Interessenverband Deut-
scher Fahrlehrer verschiedene Verant-
wortliche, u. a. Herrn Verkehrsminister
Ramsauer, angeschrieben und sie gebe-
ten, die Angelegenheit einer nochmali-
gen Überprüfung zu unterziehen. Vom Er-
gebnis werden wir Ihnen berichten. Denn
zu spät ist es trotz entsprechender Dar-
stellung in unterschiedlichen „Informa-
tionsartikeln“ noch keinesfalls. Diese
Aussage gilt auch für einige andere an-
stehende „Verbesserungen“. Allerdings
scheint die Politik gelegentlich dem Druck
starker Lobbyisten nachzugeben und sich
von deren Argumenten leiten zu lassen.

Jeder Fahrlehrer muss für sich entschei-
den, welche Verbände und deren Berufs-
politik er unterstützen möchte, um in den
kommenden Jahren trotz sinkender
Schülerzahlen noch über ein ausrei-
chendes Einkommen zu verfügen und ei-
ne Alterssicherung auf- oder ausbauen zu
können. Denn genau an dieser Stelle sind
die Verbände der Fahrlehrerschaft ge-
fragt, um mit ihrer Intervention massiv
zum Wohle der Mitglieder beizutragen.

Vorsitzende Interessenverband
Deutscher Fahrlehrer

Robert Klein und Wolfgang Hesser
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Änderungen in der Fahrerlaubnisverordnung

Klassen T und L: Neue Regelungen
In der Fahrerlaubnisverordnung ha-
ben sich im Bereich der Fahrerlaub-
nisklassen T und L Änderungen er-
geben.

Klasse T:

Klasse L:

Unter land- oder forstwirtschaft-
liche Zwecke im Rahmen der Fahr-
erlaubnis der Klassen T und L fallen
1.

2.

3.

4.

5.

6.

7.

Zu Klasse T:

Zu Klasse L:

Zugmaschinen mit einer durch
die Bauart bestimmen Höchstgeschwin-
digkeit von nicht mehr als 60 km/h und
selbstfahrende Arbeitsmaschinen

mit ei-
ner durch die Bauart bestimmten Höchst-
geschwindigkeit von nicht mehr als 40
km/h, die jeweils nach ihrer Bauart für
die Verwendung für land- oder forst-
wirtschaftliche Zwecke bestimmt sind
und für solche Zwecke eingesetzt werden
(jeweils auch mit Anhängern)

Zugmaschinen, die nach ihrer
Bauart Verwendung für land
oder forstwirtschaftliche Zwecke be-
stimmt sind und für solche Zwecke einge-
setzt werden, mit einer durch die Bauart
bestimmten Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als und Kom-
binationen aus diesen Fahrzeugen und An-
hängern, wenn sie mit einer Geschwin-
digkeit von nicht mehr als 25 km/h geführt
werden, sowie selbstfahrende Arbeits-
maschinen,

, Stapler und andere Flurförder-
zeuge jeweils mit einer durch die Bauart
bestimmten Höchstgeschwindigkeit von
nicht mehr als 25 km/h und Kombinationen
aus diesenFahrzeugenundAnhängern.

Betrieb von Landwirtschaft, Forstwirt-
schaft, Weinbau, Gartenbau, Obstbau,
Gemüsebau, Baumschulen, Tierzucht,
Tierhaltung, Fischzucht, Teichwirtschaft,
Fischerei, Imkerei, Jagd sowie den Zielen
des Natur- und Umweltschutzes dienen-
de Landschaftspflege,

Park-, Garten-, Böschungs- und Fried-
hofspflege

landwirtschaftliche Nebenerwerbstä-
tigkeit und Nachbarschaftshilfe von
Landwirten,

Betrieb von land- und forstwirtschaft-
lichen Lohnunternehmen und andere

überbetriebliche Maschinenverwendung,
Betrieb von Unternehmen, die unmit-

telbar der Sicherung, Überwachung und
Förderung der Landwirtschaft überwie-
gend dienen,

Betrieb von Werkstätten zur Repara-
tur; Wartung und Prüfung von Fahrzeugen
sowie Probefahrten der Hersteller von
Fahrzeugen, die jeweils im Rahmen der
Nummern 1 bis 5 eingesetzt werden und

Winterdienst

In der Landwirtschaft fin-
den zunehmend so genannte selbstfah-
rende Futtermischwagen Verwendung.
Dabei handelt es sich um Kraftfahrzeuge,
die der Aufnahme, der Verarbeitung, der
Vermischung, dem Transport und der Ra-
tionierung von Futtermittel dienen. Diese
Fahrzeuge werden zulassungsrechtlich
als „sonstige Kraftfahrzeuge“ eingestuft.
Bauart und Verwendungszweck legen al-
lerdings eine fahrerlaubnisrechtliche Ein-
stufung der in Rede stehenden Fahrzeu-
ge in die Klassen L bzw. T nahe. Mit der
vorliegenden Änderung wird der rechts-
sichere Einsatz dieser Fahrzeuge mit den

Klassen L und T ermöglicht; dies ist auch
sachgerecht im Hinblick auf die landwirt-
schaftsspezifische Fahrausbildung für
den Erwerb dieser Klassen.

Die zulässige Höchstge-
schwindigkeit für Fahrzeuge, die bisher
mit einer Fahrerlaubnis der Klasse L ge-
führt werden durften, beträgt 32 km/h.
Auf Grund des technischen Fortschritts
werden zwischenzeitlich kleinere Zugma-
schinen, die nach ihrer Bauart für land-
und forstwirtschaftliche Zwecke be-
stimmt sind, fortschreitend mit einer zu-
lässigen Höchstgeschwindigkeit von 40
km/h produziert. Diese Höchstgeschwin-
digkeit stellt keine erhöhte Gefährdung
der Verkehrssicherheit dar, da sie
weiterhin deutlich unter 50 km/h liegt.
Da im Gegenteil jedoch eine Erleichte-
rung des fließenden Verkehrs zu erwar-
ten ist, wird die Definition der Fahrer-
laubnisklasse L entsprechend angepasst.
Ferner wird der Einsatz selbstfahrender
Futtermischwagen mit der Klasse L er-
möglicht. Mit dieser Änderung soll
klargestellt werden, dass auch die Jagd
unter den Begriff der land- oder forstwirt-
schaftlichen Zwecke fällt.

für die

32 km/h

Begründung

oder
selbstfahrende Futtermischwagen

zur

40 km/h

selbstfahrende Futtermisch-
wagen

In der Fahrerlaubnisverordnung haben sich im Bereich der Fahrerlaubnisklassen T und L Änderungen
ergeben. Foto: (C) Alexey Zarodov - Fotolia.com
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In das Geschäftsvermögen oder in das Privatvermögen?

Wirtschaftsgüter steuerlich ordnen
Erwirbt ein Unternehmer Gegen-
stände, die sowohl unternehmeri-
schen als auch privaten Zwecken
dienen, wie dies z.B. bei einem Pkw
möglich ist, kann er die Wirtschafts-
güter wahlweise insgesamt dem Un-
ternehmensvermögen, vollständig
dem Privatvermögen oder auch nur
teilweise dem Unternehmensver-
mögen zuordnen.

Gebäude

Geschäftswagen

Voraussetzung dafür ist, dass der Gegen-
stand zu mindestens 10 % für unterneh-
merische Zwecke genutzt wird. Aufgrund
des Interesses an der mit einer unterneh-
merischen Zuordnung zusammenhängen-
den Vorsteuerabzugsmöglichkeit, dürfte
bei gemischter Nutzung eines Gegenstan-
des überwiegend eine volle Zuordnung
zum Unternehmensvermögen getroffen
werden. Die steuerliche Auswirkung soll im
Folgenden anhand der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten eines Gebäudes dar-
gestelltwerden,wodochbeträchtliche Vor-
steuerbeträge eine Rolle spielen können.

Bis einschließlich 2010 war es nach dem
sog. „Seeling-Modell“ (EuGH-Urteil vom
08.05.2003, C-269/00) noch möglich für
ein gesamtes Gebäude das auch privat
genutzt wurde, den Vorsteuerabzug
geltend zu machen. Im Gegenzug waren
die auf den nichtunternehmerisch ge-
nutzten Gebäudeteil entfallenden Kosten
über einen Zeitraum von 10 Jahren als
sog. unentgeltliche Wertabgabe zu ver-
steuern. Dadurch wurde letztlich die ge-
zogene Vorsteuer für den Privatteil über
die zehn Jahre wieder zurückbezahlt, wo-
raus sich beträchtliche Finanzierungs-
und Zinsvorteile ergaben. Seit dem
01.01.2011 wurde speziell für Grund-
stücke mit § 15 Abs. 1b UStG n. F. diese
Möglichkeit beseitigt. Werden Grund-
stücke also auch für nichtunternehmeri-
sche Zwecke – z.B. für eigene Wohn-
zwecke - oder für den privaten Bedarf
des Personals genutzt, ist der Vorsteuer-
abzug insoweit von Beginn an ausge-
schlossen. Dennoch bleibt es ratsam,
auch in diesen Fällen das gesamte Ge-
bäude dem Unternehmensvermögen zu-

zuordnen. Denn sollte eine Nutzungsände-
rungnocherfolgen, sokann indenersten10
Jahren (Berichtigungszeitraum nach § 15a
UStG) die bisher noch nicht geltend ge-
machte Vorsteuer zeitanteilig nachträglich
beimFinanzamteingefordertwerden.

Dies veranschaulicht das folgende Beispiel:
Unternehmer U errichtet im Januar 2011
ein Gebäude, das zunächst zu 40 % für
sein Unternehmen und zu 60 % für pri-
vate Wohnzwecke genutzt wird. 2011
kann er daher aus den gesamten bezahl-
ten Vorsteuerbeträgen von 100 000 € le-
diglich 40 000 € geltend machen. Wegen
wachsenden Raumbedarfs nutzt er ab Ja-
nuar 2015 noch 30 % der privaten Flä-
che, so dass der betriebliche Anteil nun
bei 70 % liegt. Damit können für den
restlichen Berichtigungszeitraum von
2015 bis 2020 3000 € jährlich (1/10 von
30 000 €) zusätzlich an Vorsteuern geltend
gemacht werden. Wäre die Zuordnung
zum Unternehmensvermögen im Her-
stellungszeitraum nicht erfolgt, bliebe es
trotz der Umnutzung beim ursprüng-
lichen Vorsteuerabzug von 40 000 €.

Schon mit der alten Rechtslage war aller-
dings fraglich, bis zu welchem Zeitpunkt
und in welcher Form die Entscheidung
über den Umfang der Zuordnung zum Un-
ternehmensvermögen zu treffen und zu
dokumentieren war, um den Vorsteuer-
abzug zu gewährleisten. Die Formulie-
rungen in früheren BFH-Urteilen „zeitnah
zum Leistungsbezug in Zusammenhang
mit der Anschaffung oder Herstellung“ so-
wie „ in der Regel mit der Umsatzsteuer-
voranmeldung, spätestens aber mit der
Umsatzsteuerjahreserklärung“ ließen
noch einigen Interpretationsspielraum
offen. Nun hat der Bundesfinanzhof
(Urteil vom 15.12. 2011 – V R 48/10)
entschieden, dass ein wichtiges Anzei-
chen für die Zuordnungsentscheidung
des Unternehmers dessen zeitnahe Gel-
tendmachung des Vorsteuerabzugs dar-
stellt. In dem vom BFH entschiedenen
Fall war die Unternehmerin nicht zur Ab-
gabe von Umsatzsteuervoranmeldungen
verpflichtet und reichte die Umsatzsteu-
er-Jahreserklärung, in der sie den Vor-

steuerabzug begehrte, am 07.10. des Fol-
gejahres ein. Der BFH urteilte, dass die
Ausübung des Wahlrechts dem Finanz-
amt bis spätestens zum 31.05. des Folge-
jahres hätte angezeigt werden müssen.
Als Nachweis der Zuordnungsentschei-
dung reiche zwar die Umsatzsteuerjah-
reserklärung aus. Etwaige Fristverlän-
gerungen betreffen aber lediglich die
Abgabe der Steuererklärung, nicht die Do-
kumentationsfrist, was im vorliegenden
Fall zur Versagung des Vorsteuerabzugs
führte. Die Steuerpflichtige hätte unab-
hängig von der Abgabe der Jahreserklä-
rung zur Fristwahrung dem Finanzamt
eine gesonderte Mitteilung über die Zuord-
nung des Gebäudes zum Unternehmens-
vermögen zukommen lassenmüssen.

Das Urteil ist zwar noch zur alten Rechts-
lage „Seeling“ ergangen, bleibt aber auch
für die Fälle ab dem 01.01.2011 gültig.

Sollten Sie ein entsprechendes Bauvor-
haben planen oder sogar bereits begon-
nen haben, dann setzen sich bitte unver-
züglich mit Ihrem steuerlichen Berater in
Verbindung. Insbesondere, wenn Sie nicht
zur Abgabe von Umsatzsteuervoranmel-
dungen verpflichtet sind oder ein geson-
dertes Baukonto führen, das bisher nicht in
Ihrer laufenden Buchhaltung erscheint,
ist eine zeitnahe Kontaktaufnahme un-
erlässlich. Auch zur Vermeidung anderer,
später nicht korrigierbarer steuerlicher
Fehler ist schon in der Planungsphase
eine Beratung dringend zu empfehlen.

Von besonderem Interesse ist die Zuord-
nung zum Unternehmensvermögen auch
beim Geschäftswagen des Unterneh-
mers. Dieses Fahrzeug wird in aller Regel
sowohl zu unternehmerischen als auch
zu nichtunternehmerischen Zwecken ge-
nutzt. In diesem Fall ist bei mindestens
10%-iger Nutzung im Unternehmen und
bei voller Zuordnung zum Unterneh-
mensvermögen im Unterschied zu Ge-
bäuden weiterhin der volle Vorsteuerab-
zug aus der Anschaffung und den laufen-
den Aufwendungen möglich, weil § 15
Abs. 1b UStG n. F. sich ausschließlich auf



Wesentlich zum Erfolg tragen zu-
friedene Kunden und Geschäfts-
partner bei. Geschenke kommen
natürlich immer gut an und fes-
tigen eine gute Zusammenarbeit.
Allerdings ist in einigen Punkten
Vorsicht angebracht, um die gute
Absicht nicht zu einem Eigentor
werden zu lassen und das Fi-
nanzamt nicht den Betriebsausga-
benabzug abbremst.

Pro Empfänger und Jahr darf das Ge-
schenk nicht mehr als 35 Euro betra-
gen. Wird dieses Limit nicht beachtet,
kippen der Betriebsausgaben- und der
Vorsteuerabzug.

Der verschenkende Betrieb muss eine
Liste führen, an welche Person er wel-
ches Geschenk in welchem Wert verge-
ben hat. Diese Liste am Jahresende
nochmals checken, denn wenn man ei-
nen Kunden z.B. dreimal im Jahr mit ei-
nem Wert von jeweils 30 Euro beschenkt

hat, sind die kompletten 90 Euro nicht
mehr als Betriebsausgabe absetzbar.

Sie brauchen Sich allerdings bei Streu-
werbeartikeln wie Kugelschreibern
nicht diese Mühen machen. Diese be-
deuten nur einen geringen Wert und da-
bei wird davon ausgegangen, dass sie
die 35 Euro-Grenze unterschreiten.

Rechnungen für Geschenke müssen ge-
trennt von den übrigen Betriebsaus-
gaben abgeheftet werden (§4 Abs. 7
EStG) bzw. müssen auf einem sepa-
raten Konto verbucht werden, ansons-
ten ist die Betriebsausgabe nicht ab-
zugsfähig.

Ist der Beschenkte ein Geschäftspart-
ner oder Arbeitnehmer, muss dieser
den Wert dieses Geschenkes als Ein-
nahme versteuern. Wenn das Finanz-
amt die Liste mit den Beschenkten
prüft, wird es die Finanzämter der Be-
schenkten informieren. Damit über das

Geschenk dann nicht die erhoffte Freu-
de gemindert ist, kann der Schenkende
die Steuer für den Beschenkten gewis-
sermaßen übernehmen (§37b EStG), in-
dem er pauschal 30 % Steuern ans Fi-
nanzamt abführt. Einen kleinen Haken
hat diese Variante dann doch: Falls sich
der Betriebsinhaber für die Pauschalbe-
steuerung entscheidet, muss er im be-
treffenden Jahr bei allen Geschenken
die Pauschalsteuer entrichten.

Ein Sonderfall ist der VIP-Karten-Erlass
des Bundesfinanzministeriums vom 11.
Juli 2006. Wenn Sie als Betriebsinhaber
einem Geschäftspartner oder Kunden
Eintrittskarten zu einem Fußballspiel mit
VIP-Sitzplatz schenken, wird der Karten-
wert bis zu 50 Prozent dem Bewirtungs-
aufwand und zu 50 Prozent dem Ge-
schenkaufwand zugeordnet. Die Bewir-
tungskosten sind zu 70 % absetzbar,
aber da die Aufwendungen für das Ge-
schenk über 35 Euro liegen, ist kein wei-
terer Betriebsausgabenabzug möglich.

Finanzamt akzeptiert Zuwendungen nur bis zu einem gewissen Wert

Bei Geschenken gibt es Grenzen
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Grundstücke bezieht. Die anteilige priva-
te Nutzung wird dann als unentgeltliche
Wertabgabe der Umsatzsteuer unter-
worfen. Wird der PKW später veräußert
oder ins Nichtunternehmensvermögen
entnommen, unterliegt der Vorgang in
voller Höhe der Umsatzsteuer. Sollte die
unternehmerische Nutzung weniger als
10 % betragen, kann der Pkw gem. § 15
Abs. 1 Satz 2 UStG nicht dem Unter-
nehmen zugeordnet werden.

Bei einer gelegentlichen Überlassung für
unternehmerische Zwecke können aber
dennoch Vorsteuerbeträge geltend ge-
macht werden.

Vorsteuern aus Treibstoff- oder Unfall-
kosten, die unmittelbar und ausschließ-
lich bei einer geschäftlichen Fahrt anfal-
len, sind in voller Höhe abziehbar, wenn
der Anlass, Tag, Uhrzeit und die gefah-
renen Kilometer gesondert aufgezeich-

net werden. Außerdem können die Vor-
steuern aus Kosten für Reparaturen
und Wartung anteilig im Verhältnis
der jeweiligen Nutzungen abgezogen
werden.

Anzumerken bleibt noch, dass die Zuord-
nung zum umsatzsteuerlichen Unter-
nehmensvermögen unabhängig von der
ertragssteuerlichen Behandlung als Be-
triebs- oder Privatvermögen ist.
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Fahrlehrer-Fortbildung
SRK Seminarangebot

Weitere Orte auf der folgenden Seite
Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21
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Fahrlehrer-Fortbildung
SRK Seminarangebot

Weitere Seminare auf Anfrage
Die Seminargebühr ist mehrwertsteuerfrei lt. Umsatzsteuergesetz § 4 Nr. 21

SRK Seminare Robert Klein
Stadtberg 32

89312 Günzburg
Telefon: 08221-31905
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Mitglied werden!
www.idfl.de oder Tel. 08221-250 773 (Mo-Fr. 10-17 Uhr)

*) Hinweis: Es entstehen Ihnen durch die Anwahl von Mobilfunknummern lediglich die für Ihr Netz definierten Verbindungskosten. Für eine exakte Auskunft fragen Sie bitte Ihren Telefonanbieter.
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Diese Änderungen gelten auch für Sie

Rundfunkbeitrag ab 2013
Ab dem kommenden Jahr ändert
sich der Rundfunkbeitrag enorm.
Wir haben die wichtigsten Punkte
für Sie zusammengefasst.

Ihr Beitrag für Betriebsstätten

Ihr Beitrag für Kraftfahrzeuge

Was ist eine Betriebsstätte?

Wer sind Beschäftigte?

Welche Regeln
gelten für Kraftfahrzeuge?

Er richtet sich nach der Anzahl der Be-
triebsstätten und der dort sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten. Zäh-
len Sie einfach, wie viele Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter (ohne Auszubil-
dende und geringfügig Beschäftigte) pro
Betriebsstätte arbeiten. Daraus ergibt
sich die Anzahl der Beiträge für jede
Betriebsstätte. Ihre Beitragshöhe ent-
nehmen Sie dieser Tabelle

Beitragsfrei ist ein Firmenfahrzeug pro Be-
triebsstätte. Für jedes weitere Kraft-
fahrzeug zahlen Sie einen Drittelbeitrag
von 5,99 Euro. Zur Berechnung: Die Sum-
me der Kfz minus der Summe der Be-
triebsstätten ergibt die Anzahl der bei-
tragspflichtigen Kfz.

Eine Betriebsstätte ist jede ortsfeste
Raumeinheit, die zu nicht ausschließlich

privaten Zwecken bestimmt ist. Auch
eine Fläche innerhalb einer Raumeinheit
kann eine Betriebsstätte sein (z.B. Shop
in Shop).

Mehrere Raumeinheiten auf einem
Grundstück oder auf zusammenhän-
genden Grundstücken gelten als eine Be-
triebsstätte, wenn sie von einer In-
haberin bzw. einem Inhaber zum glei-
chen Zweck genutzt werden.

Betriebsstätten in privaten Wohnungen
sind beitragsfrei, wenn für die Wohnung
bereits ein Beitrag entrichtet wird.

Zu den sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten zählen alle Voll- und Teilzeit-
beschäftigten und auch Bedienstete in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnis.

Auszubildende und geringfügig Beschäf-
tigte werden nicht mitgezählt. Leihar-
beitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer
sind an der Betriebsstätte des verlei-
henden Unternehmens und nicht an der
Betriebsstätte des entleihenden Unter-
nehmens zu erfassen.

Kraftfahrzeuge, die zu gewerblichen
Zwecken oder einer anderen selbstän-
digen Erwerbstätigkeit der Inhaberin
bzw. des Inhabers genutzt werden, sind
beitragspflichtig. Gleiches gilt für Kraft-
fahrzeuge, die für gemeinnützige oder
öffentliche Zwecke genutzt werden.

Inhaberin bzw. Inhaber ist die Person,
auf die ein Kraftfahrzeug zugelassen ist.
Zahlt die Inhaberin bzw. der Inhaber
schon einen Beitrag für eine Betriebs-
stätte, ist der Beitrag für ein nicht privat
genutztes Kraftfahrzeug damit abge-
golten.

Bei mehreren Betriebsstätten ist pro
Betriebsstätte ein Kraftfahrzeug
beitragsfrei, unabhängig davon, wo das
Kraftfahrzeug zugelassen ist.

Zu den Kraftfahrzeugen zählen Perso-
nen- und Lastkraftwagen sowie Omni-
busse. Beitragsfrei sind Omnibusse, die
für den öffentlichen Personennahverkehr
(§ 2 RegG) eingesetzt werden.

Weitere Informationen finden Sie unter
www.gez.de.

Details zumneuenRundfunkbeitrag
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Bewerbung abgelehnt
Begründung obligatorisch?

Räumungstitel

Nutzungsausfall

Fahrtenbuch muss lesbar sein

Folgen von Unterschlagung

Wenn Sie Bewerber ablehnen, sind Sie
dann zur Auskunft verpflichtet, wes-
halb? Die Rechtslage schien etwas un-
klar. Denn aussortierte Bewerber ha-
ben eigentlich gegen den Arbeitgeber
keinen Auskunftsanspruch, weshalb sie
abgelehnt wurden.

Wenn aber der Arbeitgeber trotz
Aufforderung die Begründung verwei-
gert, kann dies ein Anhaltspunkt für ei-
ne Diskriminierung sein. Denn wenn
Frau XY , die in Russland geboren ist,
seit Jahren in Deutschland lebt, hoch-
qualifizierte Akademikerin ist und trotz
guter Referenzen eine Absage erhält,
könnte man als Absagegrund an-
sonsten Diskriminierung unterstellen.
Also letztendlich läuft es doch auf einen
faktischen Auskunftsanspruch hinaus.

Oft sind leider Räumungsurteile gegen
Mieter wirkungslos, weil sie sich nicht
auf alle in der Wohnung lebenden

Personen erstrecken. Wenn z.B. der
Mieter einen nicht ehelichen Lebensge-
fährten aufgenommen hat, ist für die
Vollstreckung des Räumungsurteils auch
gegen diesen ein Räumungsurteil er-
forderlich, wenn er Mitbesitzer der Woh-
nung geworden ist. Aus den Umständen
muss sich klar und eindeutig der
Mitbesitz ergeben.

Hieraus resultierend hat das Landgericht
Frankfurt am Main entschieden, dass
sich der Räumungstitel nicht auf Per-
sonen erstrecken muss, von deren Exis-
tenz der Vermieter nichts wusste (im vor-
liegenden Fall Lebensgefährte der Mie-
terin).

Anspruch auf Zahlung von Nutzungs-
ausfall hat derjenige, der wegen einem
unverschuldeten Unfall für die Dauer der
Reparatur auf seinen Wagen verzichten
muss und keinen Mietwagen in Anspruch
nimmt. Er kann diesen Nutzungsausfall
gegen den Unfallverursacher bzw. des-
sen Haftpflichtversicherung geltend ma-
chen.

Grundsätzlich besteht auch Anspruch
auf Zahlung von Nutzungsausfall, wenn
unfallbedingt das Motorrad eines
Geschädigten ausfällt, jedoch nicht
dann, wenn ihm außer dem beschä-
digten Motorrad noch ein PKW zur Ver-
fügung steht und das Motorrad nach ei-
genen Angaben nur als Hobby benutzt
wird.

Wichtig außerdem ist zu wissen, dass für
die Zeit, in der der Unfallgeschädigte
aufgrund seiner Verletzungen gar nicht
mit dem Motorrad hätte fahren können,
ein Nutzungsausfall wegfällt.

Wenn die Einträge in einem Fahrten-
buch nur der Unternehmer aber nicht
der Finanzbeamte entziffern kann, ist
es steuerlich unwirksam.

Unterschlagung ist bekanntlich nicht
zu empfehlen, das bedarf eigentlich
keiner weiteren Erläuterung. Auch aus
dem Aspekt, dass der Unterschlagen-
de für betroffene Schecks und Barzah-
lungen dem Finanzamt dann die Ein-
kommen-, Gewerbe und Umsatzsteuer
schuldet.

EuGH, AZ: C-415/10

BGH v. 19.03.2008, AZ: I ZB 56/07

Beschluss LG Frankfurt/Main
vom 17.02.2012 GZ: 2-11 T 21/12

BGH vom 13.12.11 AZ VI ZA 40/11

BFH, Beschluss vom 14.03.2012
AZ VIII B 120/11

BFH, AZ: III B 149/04

Pfändungsschutzkonto
Eine Entgeltklausel einer Bank, nach der
für das Führen eines Pfändungsschutz-
kontos ein weitaus höheres monatliches
Entgelt verlangt wird als für das Führen

des allgemeinen Girokontos gilt als un-
angemessene Benachteiligung der pri-
vaten Kunden und ist nicht zulässig.
Ein auf Verlangen vom Kunden einge-
richtetes Pfändungsschutzkonto schützt
einen Schuldner vor dem Zugriff seiner
Gläubiger dadurch, dass er über ein
Guthaben in Höhe eines gesetzlich
festgelegten monatlichen Freibetrags
jeweils bis zum Ende des Kalendermo-
nats verfügen darf.

gem. § 307 Abs. 1 BGB. OLG Frankfurt a. M.
vom 28.03.2012 AZ 19 U 238/11

ANSCHLAGTAFEL: INFOS IN KÜRZE
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